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Landtag Brandenburg 
6. Wahlperiode 

Drucksache 6/5630 

 

Änderungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 

Haushaltsgesetzentwurf 2017/2018 
 

Einzelplan 07: Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 

Seite: 87   Kapitel: 07040   Titel: 684 86  

Zweckbestimmung: Zuschüsse an soziale und ähnliche Einrichtungen  
 

Stichwort: Bestandsgarantie für die Behandlungsstelle traumatisierter Flüchtlinge in 
Fürstenwalde 

 

Ansatz im Entwurf                     2017 
 
     541.800 € 

Ansatz im Entwurf:           2018 
 
     541.800 € 

Änderung (+/-): 
    + 150.000 € 

Änderung (+/-): 
    + 150.000 € 

Ansatz neu: 
      691.800 € 

Ansatz neu: 
      691.800 € 

 

2017  Deckung bei: 

Seite Kapitel Titel Stichwort in Höhe von 

23 20 020 461 20 Personalverstärkungsmittel 150.000 € 

insgesamt:    150.000 € 
 

2018   Deckung bei: 

Seite Kapitel Titel Stichwort in Höhe von 

23 20 020 461 20 Personalverstärkungsmittel 150.000 € 

insgesamt:     150.000 € 
 

Haushaltsvermerk (Änderungen bitte unterstreichen): 

Erläuterungen (Änderungen bitte unterstreichen): Veranschlagt sind Zuschüsse zu den 
Personalkosten im Bereich der überregionalen Suchtkrankenhilfe und Suchtprävention 
sowie Kosten für Projekte zur Weiterentwicklung der psychiatrischen/psychosozialen 
Versorgungsstrukturen (Projektförderung) sowie Mittel zur Absicherung der 
Verbandsarbeit für den Landesverband der Angehörigen psychisch Kranker. 

150.000 EUR sind für ein psychosoziales Zentrum für Geflüchtete im Land Brandenburg 
vorgesehen 

Begründung: Die bestehenden psychotherapeutischen/psychiatrischen Regelsysteme 
reichen aktuell für Flüchtlinge nicht aus. Sie müssen angepasst und erreichbar gemacht 
werden sowie schnell zugänglich sein. Hinzu kommt, dass die Versorgung von 
Menschen, die durch Krieg und Verfolgung in ihrer Heimat schwere psychische Traumata 



erfahren haben, durch TherapeutInnen erfolgen muss, die auf diese Aufgabe spezialisiert 
sind. Die MitarbeiterInnen der Behandlungsstelle für traumatisierte Flüchtlinge in 
Fürstenwalde verfügen über langjährige Erfahrungen in der Therapie besonders 
schutzbedürftiger Flüchtlinge. Diese hochspezialisierten Fachkompetenz muss über eine 
institutionelle Förderung erhalten werden, damit ein zusätzliches Angebot zu dem der 
Regelversorgung, beispielsweise durch die Psychiatrischen Institutsambulanzen, besteht.  

 
 
 
 
Axel Vogel 
für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 


